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(Nr. 9257.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Meiningen wegen Anlage einer 
Eiſenbahn von Immelborn nach Liebenſtein durch die Werra-Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. Vom 28. November 1887. 


— 
8 Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit der 
Herzog zu Sachſen-Meiningen haben behufs einer Vereinbarung über den Bau 
einer Eiſenbahn untergeordneter Bedeutung von Immelborn nach Liebenſtein zu 
evollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Ihren Geheimen Ober-Regierungsrath Eberhard D' Avis, 
Seine Hoheit der Herzog zu Sachſen-Meiningen: 
Ihren Geheimen Staatsrath Dr. jur. Friedrich Heim, 
welche unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 
Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Re 
gierung ſind übereingekommen, eine Eiſenbahn von Immelborn nach Liebenſtein 
zuzulaſſen und zu fördern. Beide Regierungen werden unter den bei ihnen 
üblichen Bedingungen die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die 
in ihrem Gebiete belegene Strecke an die Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft ertheilen. 


Artikel I. 


Ks Für den Bau und Betrieb der Bahn find die Bahnordnung für Deutſche 

Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 (publizirt im Central⸗ 

blatt für das Deutſche Reich Nr. 24 vom 14. Juni 1878) und die dazu er 
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gehenden, ergänzenden und abändernden Beſtimmungen (vergl. §. 55 daſelbſt) 
maßgebend. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß längſtens innerhalb 
zweier Jahre, von dem Tage an gerechnet, an welchem die Eiſenbahngeſellſchaft 
in den Beſitz der beiderſeitigen Konzeſſionen gelangt fein wird, bewirkt werden. 
Sollte ſich die Vollendung des Baues über dieſe Friſt hinaus durch Verhältniſſe 
verzögern, für welche die Eiſenbahngeſellſchaft nach dem in dieſer Hinſicht ent— 
ſcheidenden Ermeſſen der beiderſeitigen Eiſenbahn-Aufſichtsbehörden ein Verſchulden 
nicht trifft, ſo wird der Geſellſchaft durch die bezeichneten Behörden eine ent— 
ſprechende Friſtverlängerung gewährt werden. 


: Artikel IM. 

Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojekts innerhalb jedes Staats- 
gebiets bleibt der betreffenden Regierung überlaſſen. Die Punkte, wo die Bahn 
die beiderfeitigen Landesgrenzen überſchreiten wird, ſollen nöthigenfalls durch deshalb 
abzuordnende beiderſeitige techniſche Kommiſſarien näher beſtimmt werden. 


Artikel IV. 
Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll 1,135 Meter im Lichten 
der Schienen betragen, der Bau und das geſammte Betriebsmaterial auch jo 
eingerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten über- 


gehen können. 
Artikel V. 


Für den Fall, daß der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen 
Grundſtücke durch gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen 
iſt, wird jede der kontrahirenden Regierungen für ihr Gebiet der Eiſenbahn— 
geſellſchaft das Expropriationsrecht verleihen. 


Artikel VI. s 

Die von einer der kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebsmittel 
werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen 
werden. 

Artikel VII. 

Die Bahn von Immelborn nach Liebenſtein bildet einen integrirenden 
Theil des Geſammtunternehmens der Werra-Eiſenbahngeſellſchaft, welche mit 
ihrem geſammten Vermögen für konzeſſionsmäßigen Bau und Betrieb der Bahn— 
ſtrecke Immelborn -Liebenſtein gegenüber beiden Regierungen verhaftet iſt. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß das 
geſetzliche, vertragsmäßige und ſtatutariſche Aufſichtsrecht, welches die Herzoglich 
Sachſen-Meiningenſche Regierung, ſei es allein, ſei es in Gemeinſchaft mit der 
Großherzoglich Sächſiſchen und der Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſchen 
Staatsregierung über die Werra-Eiſenbahngeſellſchaft und über ihr Unternehmen 
auszuüben hat, in Beziehung auf alle Maßnahmen, welche die Verhältniſſe der 


Geſellſchaft als ſolcher und die Verwaltung und den Betrieb ihres Unternehmens 
im Allgemeinen betreffen — z. B. die Abänderung der Geſellſchaftsſtatuten, die 
Erweiterung des Unternehmens auf nicht Preußiſchem Staatsgebiete „ die Emiſſion 
von Prioritäts - Obligationen unter Mithaftbarkeit der Bahnſtrecke Immelborn⸗ 
Liebenſtein und die Konvertirung derſelben — ſich auch auf den im Königlich 
Preußiſchen Staatsgebiete belegenen Theil der Zweigbahn unter Ausſchluß einer 
Einwirkung der Königlich Preußiſchen Regierung erſtreckt. 

„ Auch iſt die Königlich Preußiſche Regierung damit einverſtanden, daß die 
Beſtimmung über die Dotirung des Reſerve- und eines etwaigen Erneuerungsfonds, 
der Erlaß von Ausführungsbeſtimmungen zu dem für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
ſeitens des Reichs erlaſſenen Betriebsreglement und zu der Bahnordnung für 
Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 „ferner die 
Genehmigung beziehungsweiſe Feſtſetzung der Fahrpläne und der Transportpreiſe 
auch in Beziehung auf den im Königlich Preußiſchen Staatsgebiet belegenen 
Theil der Zweigbahn ſeitens der Herzoglich Sachſen-Meiningenſchen Regierung, 
ſei es allein, ſei es in Gemeinſchaft mit der Großherzoglich Sächſiſchen und der 
Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Regierung, erfolgt. 

Im Uebrigen übt jede der kontrahirenden Regierungen für ihr Gebiet in 
Beziehung auf die Zweigbahn das ſtaatliche Hoheits- und Aufſichtsrecht aus. 
In allen Fällen, wo eine einheitliche Ausübung dieſes Aufſichtsrechts im Intereſſe 
des Eiſenbahnverkehrs liegt, werden die kontrahirenden Regierungen eine Ver— 

ſtändigung unter ſich herbeiführen. 

„Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen ihr und der Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie die Handhabung der ihr über 
die in Preußen belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits- und Aufſichtsrechte 
einer Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung 
zu der Eiſenbahngeſellſchaft in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten 
Einſchreiten der kompetenten Königlich Preußiſchen Polizei- oder Gerichtsbehörden 
geeignet ſind. Die Eiſenbahngeſellſchaft hat ſich bei Angelegenheiten territorialer 
Natur, welche hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen Behörde 
reſſortiren, an dieſe zu wenden. Die gedachten Funktionen können von der Königlich 
Preußiſchen Regierung auf einen beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 

Die gegen die Eiſenbahngeſellſchaft rechtskräftig ergehenden Entſcheidungen 

der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte ſollen 
ohne Weiteres gegen dieſelbe ebenſo vollſtreckbar ſein, als wenn ſie in Preußen 
ein Domizil hätte. 
Die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung verpflichtet ſich, Ver— 
fügungen der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte 
auf deren Erſuchen ohne Weiteres der Direktion der Werra-Eiſenbahngeſellſchaft 
zuſtellen zu laſſen. 

Von dem Artikel VIII. 

on dem Betriebe der Zweigbahn wird die Königlich Preußiſche Regierun 
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Meiningenſche Regierung nach dem Meiningenſchen Geſetze vom 30. April 1873 
eine Abgabe erheben. Bei der Berechnung der Abgabe wird als Anlagekapital 
beziehungsweiſe als Reinertrag von jeder Regierung der aus dem Verhältniß der 
Länge der auf ihrem Gebiete belegenen Strecke der Bahn Immelborn-Liebenſtein 
zu der geſammten Länge dieſer Bahn ſich ergebende Theil des Anlagekapitals 
beziehungsweiſe des jährlichen Reinertrags derſelben angenommen. Die Erhebung 
erfolgt alljährlich poſtnumerando und zwar zum erſten Male für das auf die 
Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar beginnende Rechnungsjahr. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung wird der Königlich 
Preußiſchen Regierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich 
und zwar ſpäteſtens fünf Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres mittheilen 
und die Abführung der Abgabe an die von der Königlich Preußiſchen Regierung 
zu bezeichnende Kaſſe anordnen. Eine andere ſtaatliche Abgabe wird von dem 
Betriebe oder von dem Ertrage der Bahn, abgeſehen von etwaigen Grund- und 
Gebäudeſteuern, nicht erhoben. 


Artikel IX. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete 
kompetenten Behörden nach Maßgabe der in Artikel II bezeichneten Bahnordnung 
gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizei- 
beamten ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten Behörden 
des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel X. 


Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahnperſonals 
auf der Bahn Immelborn-Liebenſtein finden die für Belegung der Subaltern— 
und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig geltenden Grundſätze An— 
wendung. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Qualifikation innerhalb des Gebietes eines jeden der kontrahirenden 
Staaten auf die Bewerbungen der Unterthanen deſſelben beſondere Rückſicht zu 
nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie 
angeſtellt ſind, unterworfen. 

Artikel XI. 


Der Telegraphen- und Militärverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reich ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Königlich 
Preußiſchen oder Herzoglich Meiningenſchen Gebiete, mögen ſolche vom Feinde 
ausgehen oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die 


a 


Eiſenbahngeſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder vom Preußiſchen 
oder vom Meiningenſchen Staate, noch vom Reiche beanſpruchen können. 


Artikel XII. 

Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahngeſellſchaft den Beſtim— 
mungen des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. für 1875 S. 318) 
und den dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und 
deren Abänderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom 
Reichskanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das 
Deutſche Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung gewährt ſind. 


Artikel XIII. 
Die Werra-Eiſenbahngeſellſchaft hat den Anſchluß von Zweigbahnen zu 


geſtatten. 
Artikel XIV. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche oder die Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſche Regierung das Eigenthum des in dem betreffenden Staatsgebiete 
liegenden Theils der Bahn von Immelborn nach Liebenſtein erwerben ſollte, 
werden die kontrahirenden Regierungen ſich über die zur Beibehaltung eines 
ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf der genannten Bahn erforderlichen Maßregeln 
verſtändigen. Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an 
das Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch 
die aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit- 


zuübertragen. 
Artikel XV. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei Exemplaren ausgefertigt und beiderſeits zur 
landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſelung der beider— 
ſeitigen Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 28. November 1887. 
(L. S.) D' Avis. (L. S.) Heim. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung 
der Natifitations- Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Bekanntmachung. 


Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 

ekannt gemacht: 

) die Allerhöchſte Konzeſſions⸗-Urkunde vom 29. Juni 1887, betreffend den 

Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Eckernförde nach Kappeln durch 

die Eckernförde-Kappelner Schmalſpurbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt 

der Königl. Regierung zu Schleswig, Jahrgang 1888 Nr. 5 S. 45, aus— 

gegeben den 4. Februar 1888; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Oktober 1887, betreffend die Anwendung 

der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 

mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Kreiſe Minden 
belegenen Chauſſeen 1) von der Minden-Schlüſſelburger Chauſſee bei Minden 
über Aminghauſen nach Frille mit Abzweigungen von Päpinghauſen bis zur 

Fürſtlich Schaumburg: Lippefchen Landesgrenze bei Cammer beziehungsweiſe 

bis zur Päpinghauſer Koppel, 2) von der Minden-Schlüſſelburger Chauffee 

nach Ilveſe, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden, 

Jahrgang 1888 Nr. 6 S. 37, ausgegeben den 11. Februar 1888; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 16. November 1887, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts, ſowie des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen 

Chauſſeegeldes an den Kreis Mogilno für die von demſelben auszuführende 

Verlängerung der Chauſſeen von Mogilno nach Gembitz und von Tremeſſen 

nach Slowikowo bis nach Orchowo, durch das Amtsblatt der Königl. 

Regierung zu Bromberg, Jahrgang 1888 Nr. 3 S. 21, ausgegeben den 

20. Januar 1888; 

das Allerhöchſte Privilegium vom 16. November 1887 wegen eventueller 

Ausfertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine des Kreiſes Mogilno 

bis zum Betrage von 166000 Mark Reichswährung durch das Amts— 

blatt der Königl. Regierung zu Bromberg, Jahrgang 1888 Nr. 3 S. 21, 

ausgegeben den 20. Januar 1888; 

) das unterm 16. November 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Deichgenoſſenſchaft Rückenau im Deichverbande des großen Marienburger 
Werders im Kreiſe Marienburg durch das Amtsblatt der Königl. Re— 
gierung zu Danzig, Jahrgang 1888 Nr. 3 S. 21, ausgegeben den 
21. Januar 1888; 

) das unterm 28. Dezember 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 

N Eutwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Jedlownik im Kreiſe Rybnik durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln, Jahrgang 1888 Nr. 4 S. 33, 
ausgegeben den 27. Januar 1888. 


— 


— 


— 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


